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•Vie stehen die Amerikaner zu uns?
Eindrücke von einer Informationsreise

Von Jakob Altmaier, MdB

„Gibt es in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika eine antideutsche 
Welle?" Seit Wochen geistert diese Frage 
durch die deutsche Presse. Sie wurde auch 
Herrn Dr. Erich Mende auf dem Frankfur­
ter Flughafen gestellt, als er von „drüben" 
zurückkam. Strahlend, wie Jung Siegfried, 
antwortete der Vorsitzende der FDP: 
„Nein, mir ist während meines Aufenthal­
tes in Amerika nichts davon aufgefallen". 
AlSo alles in Butter? Gemach! Die Frage 
nach einer antideutschen Welle jenseits 
des Atlantik ist so naiv wie die jeweilige 
Antwort; naiv wie das Knopfabzählen des 
Jungen an seiner Jacke: sie liebt mich — 
sie liebt mich nicht? Schnell noch einen 
kiopf annähen, und himmelhochjauchzend 
^ht die Rechnung auf.

„Stichtag" 13. August 1961
So einfach regeln sich nicht die Bezie­

hungen zwischen den Staaten und Völ­
kern. Gewiß, vor vier oder fünf Jahren 
gab es in den USA eine ehrliche Bewunde­
rung und Hochachtung für die Bundesrepu­
blik und ihre Bewohner. Hut ab, vor dem 
Fleiß, der Kraft und dem Wiederaufbau­
willen der Deutschen. Nirgendwo waren 
die Marshall-Gelder so gut angelegt, 
strahlten sie so befruchtend weit über die 

Grenzen der Bundesrepublik. Sie war in 
den Augen der Amerikaner ein bewun­
dernswerter und zuverlässiger Schützling. 
Aus ihm wurde ein dem Gängelband 
längst entwachsener Verbündeter, der aus 
eigner Kraft geht und sich bewegt, der 
selbst eine Macht geworden ist; mit eige­
nem Motor, eigenen Vorstellungen und 
Gelüsten.

Bis plötzlich der 13. August 1961 kam. 
Mit der Mauer, die Moskau errichten ließ, 
fielen die Schleier der Illusionen in Bonn 
wie bei den westlichen Alliierten. Kriegs­
furcht in den USA, Zehntausende von Re­
servisten wurden unter die Fahnen ge­
rufen, höchste Alarmstufe für die ameri­
kanischen Truppen in Europa.

Man beobachtet schärfer
Wie es in keinem Volk anders gewesen 

wäre, so bangten auch jetzt die Mütter 
und Väter in den USA um ihre Söhne 
und erschraken zutiefst vor der Gefahr 
eines Atomkrieges. „Wieder Krieg? Müs­
sen unsere boys in Europa sterben, für 
wen, für was?" Die Amerikaner begannen 
sich plötzlich wieder sehr für die Deut­
schen zu interessieren, und sie fingen an, 
sie wieder sehr aufmerksam zu betrach­
ten. Gewiß, Berlin, das war Ehrensache, 



hier war das Prestige ihrer Nation auf 
dem Spiel. Und dennoch: sterben für die 
Deutschen? Der Boden war aufgewühlt 
und empfänglich geworden für schlechte 
Bücher über die deutsche Vergangenheit, 
für Propaganda jeder Art, für ein Buch 
von Shirer, das zu einem horrenden Preis 
in einer Million Exemplare verkauft 
wurde und immer noch verkauft wird, vor 
allem von der Intelligenz und den Studen­
ten der Hochschulen. Natürlich wird jedes 
Hakenkreuz an einer deutschen Wand, 
jede Friedhofsschändung, jeder Oberlän­
der und jede nationalistische Hysterie in 
der Bundesrepublik registriert und gegen 
Deutschland von der antideutschen Pro­
paganda ausgeschlachtet, wobei die ehe­
maligen deutschen Emigranten, wie es 
von. den offiziellen deutschen Stellen in 
den USA freudig festgestellt wird, eine 
ausgezeichnete Stütze für die Bundesre­
publik sind und sich nicht an dieser Stim­
mungsmacherei beteiligen.

Soviel und doch sowenig über die so­
genannte antideutsche Welle in Amerika. 
Das hat zweifellos seinen Einfluß auf die 
Bevölkerung, jedoch keineswegs auf die 
Regierung, auf die Verwaltung und auch 
nicht auf die politische Führung; nicht auf 
die Männer und Frauen des Parlaments. 
Die sind weit entfernt in ihren außen­
politischen Betrachtungen und Überle­
gungen von Haß und Liebe und billigen 
Milchmädchen-Rechnungen. Sie sind ver­
antwortlich für eine der größten und für 
die mächtigste Nation der Welt, für ihre 
Menschen und ihren unermeßlichen Reich­
tum.

„Wer kommt nach Adenauer?"
Ob in der Regierung oder im State­

department, wo ich stundenlange Diskussio­
nen hatte, ob leitende Menschen der Ge­
werkschaften, ob in privaten Kreisen und 
Gesellschaften, oder bei einem Rundfunk­
gespräch, das im Sender New York vor 
Millionen von Zuhörern stattfand, die 
erste Frage bei allen war: „Wer kommt 
nach Adenauer?" Und da diese Amerika­
ner meist sehr höfliche Menschen sind und 
den Gast in keine Verlegenheit bringen 
wollen, hören sie sich alles gut an, aber in 

dieser Frage schwingt ein Ton mit, der da 
sagt: Die Aera Dulles-Adenauer ist für 
uns zu Ende, wann werden wir aus Bonn 
etwas Neues hören, Vorschläge, Brauch­
bares zur Lösung des Ost-West-Konfliktes? 
Wo sind die neuen Männer, wer sind sie? 
Und diese Menschen fragen offen: Was ist 
die FDP, wer sind ihre Männer, was ist 
das Godesberger Programm der SPD, wie. 
kam es dazu, wie steht es mit dem Anti­
semitismus in Deutschland, was ist mit 
der deutschen Jugend, was ist mit Herrn 
Strauß, mit Herrn Schröder? Aus all' die­
sen Fragen ergibt sich eine bis in alle 
Details gehende Kenntnis der Verhält 
nisse und Vorgänge in der BundesrepÄ 
blik. Den Leuten kann man nichts vo™ 
machen. Sie sind fest in der Frage Berlin, 
und Willy Brandt ist der einzige, der noch 
Rang und Klang in den USA besitzt.

Auf der Suche nach neuen Wegen
Jedoch, diese Regierung und diese Men­

schen suchen nach neuen Wegen, nach 
einem Kompromiß im kalten Krieg und 
wollen weder die Existenz ihrer eigenen 
Nation noch die. der Menschheit durch 
einen Atomkrieg auslöschen lassen.

Erweiterung des Atom-Clubs, Atomwaf­
fen in die Verfügungsgewalt oder auch 
nur dem im „Mitspracherecht", wie es 
Strauß fordert, das bedeutet für diese 
Amerikaner die Herrschaft über ihre 
eigene Politik zu verlieren und von 
irgendeiner europäischen Nation ins 
Schlepptau genommen zu werden.

Es gibt heute in den USA weder eir£ 
deutsche noch eine antideutsche Well™ 
Was es dort im Verhältnis zur Bundes­
republik und zum deutschen Volk gibt, 
sind Zweifel, Unsicherheit, Ungewißheit 
über die Politik in Bonn, über ihre Leiter 
und Menschen. Da geistert wieder Rapollo, 
da ist die „Affaire Kroll", da ist der als 
Querschuß empfundene Zwischenfall der 
USA-Vorschläge über Berlin, da ist die 
Passivität der Bundesregierung im Ost- 
West-Konflikt, als sei das nur eine 
amerikanisch-russische Angelegenheit, 
kurz und gut: Zweifel, die nur in Bonn 
und durch Bonn beseitigt werden könnten.

2



SPD-Pressedienst

Kalte Annexion
sp — In einigen Bundesländern Öster­

reichs vollzieht sich so etwas wie eine 
kalte Annexion. Bundesrepublikanische 
Neureiche kaufen in Massen österreichi­
schen Boden, treiben auch dort, genau wie 
bei uns, die Grundstückspreise in schwin­
delerregende Höhen und verursachen, 
von dem Verkäufer natürlich abgesehen, 
bei vielen Österreichern böses Blut. Die 
Ufer mancher schöner Seen, einst beliebte 
Brlauber- und Erholungsziele, bleiben für 

sterreicher gesperrt. Sie sind Privat­
eigentum deutscher Spitzengewinner des 
Wirtschaftswunders. In ihren prunkvol­
len, mit allen Raffinessen ausgestatteten 
Villen führen sie ein luxuriöses Leben. 
Die Einheimischen betrachten es mit schee­
len Augen, sie fühlen sich im eigenen 
Lande als Fremde, mit ihren weniger ge­
füllten Geldbörsen kommen sie nicht mehr 
mit.

Unter dem wachsenden Unmut der Be­
völkerung sehen sich nun einige Landes­
regierungen genötigt, gegen den Ausver­
kauf von Grund und Boden ähnliche ge­
setzliche Sicherungen zu treffen, wie die 
Kantonsregierung des Tessin in der 
Schweiz. Ohne Erlaubnis der zuständigen 
Behörden soll nun unter dem Titel „Aus­
länder-Grunderwerbgesetz " der Ankauf 
von Boden nun auch in Vorarlberg nicht 

mehr möglich sein. Andere Bundesländer 
dürften folgen. Dies ist wohl, der einzige 
Weg, einer kalten Annexion Einhalt zu 
gebieten. Man braucht zwar den Fremden­
verkehr und die so heiß begehrten Devi­
sen, die er bringt, will sich aber gegen 
eine dauernde Überfremdung des eigenen 
Landes schützen.

Es ist nicht anzunehmen, daß bei den 
offiziellen Gesprächen anläßlich des 
Staatsbesuches unseres Bundespräsidenten 
Lübke in Österreich dieses heikle Thema 
einer drohenden Überfremdung behandelt 
wurde. Umso mehr aber spricht man im 
Volke darüber. Die fremden Besitzer ein­
heimischen Bodens zählen nicht gerade 
immer zu den besten Botschaftern ihres 
Landes. Ihr Auftreten schafft oft das Ge­
genteil von Sympathien. Der zur Schau 
gestellte Reichtum der neuen Grund- und 
Villenbesitzer vermittelt einen falschen 
Eindruck von Land und Volk, dem sie an­
gehören. Nach offizieller Lesart von Bonn 
und Wien sind zwar die letzten Schatten 
einer unseligen, das Verhältnis beider 
Länder belastenden Vergangenheit ausge­
räumt, doch sind neue Ressentiments im 
Entstehen, verursacht durch das Gehabe 
von verhältnismäßig wenigen, an denen 
der in diesen Tagen so oft gehörte Appell 
des Maßhaltens vorbeiging.
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B Verhöhnung
sp — Die Regierung der Südafrika­

nischen Union setzt ihre auf die Trennung 
der Rassen abgestimmte Politik unbeirrt 
fort. Proteste aller gesitteten Menschen 
über die unwürdige Behandlung der 
schwarzen Mehrheit durch ein weiße Min­
derheit berühren sie nicht, werden nicht 
zur Kenntnis genommen. Drakonische 
Strafen haben diejenigen Schwarzen und 
Weißen zu erwarten, die einander in 
Liebe und Freundschaft finden. Rassen­
wahn und Rassenhaß feiern in Südafrika

des Sportes
unselige Auferstehung und bringen das 
Land in Gefahr, sich selbst aus der Ge­
meinschaft zivilisierter Völker auszu­
schließen.. Auch dies läßt die Regierung 
unbekümmert, sie mißachtet Aufforderun­
gen der Vereinten Nationen. Das letzte 
und empörendste Beispiel von Intoleranz 
lieferte der südafrikanische Innenminister 
durch das Verbot für Weiße und Schwarze, 
gemeinsam bei internationalen Wett­
kämpfen aufzutreten. Diese Sünde gegen 
den Geist der Olympischen Spiele sollte 
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nicht straflos Eingenommen werden. Wie 
wäre es, wenn Südafrika die Mitwirkung 
an der künftigen Olympiade verwehrt 
würde? Eine überwiegende Mehrheit für 
einen entsprechenden Beschluß würde sich 
wohl finden lasset). Er entspräche den 
Empfindungen von Weißen und Farbigen 
aus aller Welt, die bemüht sind, Rassen­
schranken zu überwinden. Wenn schon die 
Regierung Südafrikas den traurigen Ehr­
geiz hat, im eigenen Bereich diese Schran­
ken bestehen zu lassen, Feindschaft und 
Bitternis zum Prinzip ihrer Politik erhebt, 
dann hat sie auch das Recht verwirkt, ihr 
Land bei internationalen Wettkämpfen 
vertreten zu lassen.

Franz von Papen
Alte Weisheit: Über Takt und Anstand 

ist schlecht zu streiten
sp — Dem ehemaligen kaiserlichen 

Major, Herrenreiter, Mithelfer bei der 
Zerstörung der Demokratie von Weimar 
und Hitlerdiplomaten Franz von Papen wird 
also jetzt laut Gerichtsbeschluß die Pen­
sion eines kaiserlichen Majors zugebilligt. 
Vielleicht ist formaljuristisch gegen diese 
Entscheidung nichts einzuwenden. Herr 
von Papen war tatsächlich einmal Major 
des kaiserlichen Heeres und es gibt in der 
Bundesrepublik kein Gesetz, das einem 
früheren Offizier die ihm zustehenden 
Pensionsbezüge absprechen könnte, sofern 
besagter Offizier nicht inzwischen der 
bürgerlichen Rechte verlustig gegangen 
ist. Aber neben diesen mehr oder weniger 
formalen Überlegungen gibt es — trotz 
allem, was man sagen mag — auch noch 
ein Gefühl für Takt und Anstand. Gele­
gentlich wird sogar behauptet, Adel ver­
pflichte besonders, diese beiden Begriffe 
stets zu respektieren. Franz von Papen ist 
kein armer Mann; für sein Alter ist durch 
Familienbesitz hinreichend gesorgt. Wäre 
es unter diesen Umständen nicht ange­
bracht gewesen, wenn der ehemalige kai­
serliche Major von sich aus auf die Ein­
klagung einer Pension verzichtet hätte, 

die der Steuerzahler von heute, der Bür­
ger einer Demokratie, aufbringen muß? 
Vielleicht aber wollte Franz von Papen 
nur wieder einmal „recht" behalten. Er 
hat das schon des öfteren versucht und ist 
dabei unter jedem Regime immer wieder 
auf die Füße gefallen. Deshalb sei der 
jetzige Gerichtsbeschluß zugunsten des 
Herrn von Papen nur registriert. Mit dem 
Empfänger der Pension hat man niemals 
über Geschmack streiten können.

UNSERE TOTEN!

Wir haben den Heimgang folgender 
Kameraden zu beklagen:

Arno Ulbrich
(Bezirk Kreuzberg) 

geboren 12. Juni 1905 
verstorben 31. März 1962 
eingetreten 22. Mai 1951

Hans Wiiluhn
(Bezirk Kreuzberg) 

geboren 3. Juni 1898 
verstorben 8. Juli 1962 
eingetreten 6. Juni 1951

Otto Schulz
(Bezirk Neukölln) 

geboren 27. Juli 1901 
verstorben 8. März 1962 

eingetreten 30. November 1951

Paul Thiel
(Bezirk Neukölln) 

geboren 10. November 1902 
verstorben 25. Juni 1962 
eingetreten 1. Juni 1951 

EinigeJahreBezirksleiter in Neukölln

Alle vier gehörten auch einstmals 
dem Reichsbanner an.

Sie bleiben immer in unserer 
dankbaren Erinnerung!
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